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Beachte 

Die Bestimmungen über den Tilgungsplan (Abs. 2) treten soweit davon Verbraucher erfasst sind, mit 
Ablauf des 16. Juli 2026 außer Kraft; diese Bestimmungen bleiben anwendbar, wenn der Antrag auf 
Durchführung des Abschöpfungsverfahrens mit Restschuldbefreiung mit Tilgungsplan vor dem 17. Juli 
2026 bei Gericht eingelangt ist, vgl. § 283 Abs. 9. 

Text 

Einleitungshindernisse 

§ 201. (1) Der Antrag auf Durchführung des Abschöpfungsverfahrens ist nur abzuweisen, wenn 

 1. der Schuldner wegen einer Straftat nach den §§ 156, 158, 162 oder 292a StGB rechtskräftig 
verurteilt wurde und diese Verurteilung weder getilgt ist noch der beschränkten Auskunft aus 
dem Strafregister unterliegt oder 

 2. der Schuldner während des Insolvenzverfahrens Auskunfts- oder Mitwirkungspflichten nach 
diesem Gesetz vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt hat oder 

 2a. der Schuldner während des Insolvenzverfahrens nicht eine angemessene Erwerbstätigkeit 
ausgeübt oder, wenn er ohne Beschäftigung war, sich nicht um eine solche bemüht oder eine 
zumutbare Tätigkeit abgelehnt hat oder 

 2b. der Schuldner dem Vertretungsorgan einer juristischen Person oder Personengesellschaft 
angehört oder in den letzten fünf Jahren vor Eröffnung des Insolvenzverfahrens angehört hat und 
im Insolvenzverfahren der juristischen Person oder Personengesellschaft die Auskunfts- oder 
Mitwirkungspflicht nach diesem Gesetz vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt hat oder 

 3. der Schuldner innerhalb von drei Jahren vor dem Antrag auf Einleitung des 
Abschöpfungsverfahrens vorsätzlich oder grob fahrlässig die Befriedigung der 
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Insolvenzgläubiger dadurch vereitelt oder geschmälert hat, dass er unverhältnismäßig 
Verbindlichkeiten begründet oder Vermögen verschleudert hat, oder 

 4. der Schuldner vorsätzlich oder grob fahrlässig schriftlich unrichtige oder unvollständige Angaben 
über seine wirtschaftlichen Verhältnisse oder die wirtschaftlichen Verhältnisse der von ihm als 
Organ vertretenen juristischen Person gemacht hat, um die einer Insolvenzforderung 
zugrundeliegende Leistung zu erhalten, und der Gläubiger daran nicht vorsätzlich mitgewirkt hat 
oder 

 5. dem Zahlungsplan nach § 195 Z 3 die Bestätigung versagt wurde oder 

 6. vor weniger als 20 Jahren vor dem Antrag auf Durchführung eines Abschöpfungsverfahrens 
bereits ein Abschöpfungsverfahren eingeleitet wurde. 

(2) Liegt dem Abschöpfungsverfahren ein Tilgungsplan zugrunde, so ist der Antrag auf 
Durchführung des Abschöpfungsverfahrens auch dann abzuweisen, wenn 

 1. der Schuldner nicht längstens binnen 30 Tagen nach öffentlicher Bekanntmachung des 
Beschlusses über die Feststellung der offenkundigen Zahlungsunfähigkeit im 
Exekutionsverfahren die Eröffnung eines Insolvenzverfahrens beantragt oder 

 2. der Tatbestand des Abs. 1 Z 3 innerhalb von fünf Jahren erfüllt wurde. 

(3) Hat der Schuldner bei dem der öffentlichen Bekanntmachung des Beschlusses über die 
Feststellung der offenkundigen Zahlungsunfähigkeit vorangegangenen Vollzug kein Unternehmen 
betrieben, so ist Abs. 2 Z 1 nicht erfüllt, wenn der Schuldner binnen 30 Tagen nach öffentlicher 
Bekanntmachung Maßnahmen zur Beseitigung der Zahlungsunfähigkeit oder zur Vorbereitung des 
Insolvenzverfahrens ergreift und ab der öffentlichen Bekanntmachung bis zur Eröffnung des 
Insolvenzverfahrens keine neuen Schulden eingeht, die er bei Fälligkeit nicht bezahlen kann. 

(4) Das Gericht hat die Einleitung des Abschöpfungsverfahrens nur auf Antrag eines 
Insolvenzgläubigers abzuweisen. Der Insolvenzgläubiger hat den Abweisungsgrund glaubhaft zu machen. 
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